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angefordert hat, stärkte uns mit fol-
gender Aussage den Rücken: Die Ge-
setzgebungskompetenz zur Änderung 
des Arzneimittelgesetzes liege beim
Bund und rechtlich spricht nichts da-
gegen, die Vorschriften zur Kontrolle 
von Apotheken durch Änderungen im
Arzneimittelgesetz zu verschärfen – 
beispielsweise, indem unangekündig-
te Kontrollen zwingend vorgeschrie-
ben werden.

Dieses Verfahren hat ein ganzes Jahr
gedauert. Erst am 10. Juli 2018 wurde
unsere Petition als solche anerkannt
und offiziell angenommen. Ein gan-
zes Jahr (!) nach Einreichen der Peti-
tion. 10.000 Unterschriften wurden in
Bottrop und darüber hinaus gesam-
melt. Damit wurde das Quorum für 
eine öffentliche Beratung des Petiti-
onsausschusses zwar nicht erreicht,
doch politisch ist eine Menge in Be-
wegung gekommen.

Das BMG hat im November 2018 ei-
nen Referentenentwurf für ein „Gesetz 
für mehr Sicherheit in der Arzneimit-
telversorgung“ vorgelegt. In dem Ent-
wurf, der sich ausdrücklich auf den 
Bottroper Fall bezieht, erkannte das
BMG an, dass es hinsichtlich der Arz-
neimittelsicherheit zwar Handlungs-
bedarf gibt, doch sollten weiterhin nur
bei Verdacht unangemeldete Kontrol-
len durchgeführt werden. 

Das reichte uns nicht. Die Selbst-
hilfegruppen und das Selbsthilfe-
büro haben in zahllosen Telefona-
ten und E-Mails darauf hingewiesen, 

dass Verdachtskontrollen lediglich 
dem „Status quo ante“ entsprechen! 

Wir haben immer wieder deutlich ge-
macht, dass wir keine Ruhe geben
werden, bis die notwendige Ände-
rung – verbindlicher regelhafter un-
angekündigter Kontrollen – durchge-
setzt worden ist. Dieser Einsatz, der
uns an verschiedenen Stellen bis über
die Erschöpfungsgrenze hinaus gefor-
dert hat, ist in die Stellungnahme des 
Paritätischen Gesamtverbands für die 
Referentenentwürfe im Gesundheits-
ausschuss des Deutschen Bundestags 
eingeflossen!

Außerdem haben sich die Selbsthilfe-
gruppen, das Selbsthilfe-Büro und der
Paritätische in Bottrop bundesweit mit 
einer Mail direkt an die Gesundheits-
politiker gewandt, ihre Forderungen 
begründet und konkrete Formulie-
rungsvorschläge geliefert. Auch Mi-
chael Gerdes, MdB SPD, seine wissen-
schaftlichen Mitarbeiterinnen und die 
Mitarbeiterinnen seines Bundestags-
büros haben sich für die Umsetzung
dieser wichtigen Forderungen uner-
müdlich eingesetzt. 

Und dies mit großem Erfolg: Am 6. Juni 
2019 hat der Bundestag das Gesetz 
zur Verbesserung der Arzneimittelver-
sorgung verabschiedet und strengere 
Kontrollen bei Schwerpunktapotheken
beschlossen.

Unser Fazit: Es lohnt sich für Patient*
innen, für ihre Interessen zu kämp-
fen. Es lohnt sich, sich erfahrene 

Jutta Hundertmark-Mayser 
Neuregelung im § 20h SGB V: 
Analoge und digitale Angebote der Selbsthilfe 
werden zukünftig gleichberechtigt gefördert
Leitfaden zur Selbsthilfeförderung in aktualisierter Fassung 
verabschiedet
Im Rahmen des Digitalen Versor-
gungsgesetzes (DVG) wurde eine Neu-
regelung bei der Förderung der ge-
sundheitsbezogenen Selbsthilfe vor-
genommen: Krankenkassen und ihre 
Verbände berücksichtigen im Rahmen 
der Selbsthilfeförderung solche digi-
talen Anwendungen, die den Anforde-
rungen an den Datenschutz entspre-
chen und die Datensicherheit nach 
dem Stand der Technik gewährleisten.
Laut Gesetzesbegründung sollen ana-
loge und digitale Anwendungen, die 
von der gesundheitlichen Selbsthilfe 
genutzt werden, durch die Selbsthilfe-
förderung gemäß § 20h SGB V gleich-
berechtigt unterstützt werden. Ziel sei 
es, das Potenzial digitaler Anwen-
dungen besser zu nutzen, um hier-
durch zum Beispiel junge Menschen 

oder auch Menschen mit seltenen Er-
krankungen und/oder eingeschränk-
ter Mobilität als Zielgruppen für die 
Selbsthilfe besser zu erreichen.
Zur Umsetzung der Neuregelung wur-
de der Leitfaden zur Selbsthilfeförde-
rung angepasst und am 27. August 
2020 in einer neuen Fassung veröf-
fentlicht. Er ist gültig ab 1.1.2021. 
Unter anderem wurden folgende Än-
derungen vorgenommen:
1. Der neue Leitfaden sieht vor, dass

zukünftig die Strukturen der Selbst-
hilfe – Selbsthilfegruppen, -organi-
sationen und -kontaktstellen – för-
derfähig sind, unabhängig davon,
wie sie den Austausch ihrer Mit-
glieder ermöglichen (über analo-
ge Angebote und/oder digitale An-
gebote und Anwendungen). Ziel ist
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Digitalisierung: NPO fehlt es an Ressourcen und Wissen
57 Prozent der Non-Profit-Organisationen in Deutschland haben in einer Umfrage an-
gegeben, nicht genug Ressourcen zu haben, um neue IT-Anwendungen zu nutzen. 37 
Prozent haben nicht genug Wissen dafür. Nur 14 Prozent geben an, genug Ressourcen 
und Wissen zu haben. Das sind Ergebnisse aus dem Digital-Report 2020, den das Haus 
des Stiftens mit wissenschaftlicher Unterstützung der Universität Mannheim erstellt
hat. Für den Bericht wurden zwischen August 2019 und März 2020 über 5.000 Organi-
sationen befragt; es ist die „größte Studie zum Thema Digitalisierung bei Non-Profits 
in Deutschland“, so die Herausgeber. |

Weitere Informationen: www.digital-report.org/report

Initiative Transparente Zivilgesellschaft öffnet sich
Gemeinnützigkeitsstatus keine Bedingung mehr
Der Trägerkreis der Initiative Transparente Zivilgesellschaft (ITZ) hat im Juni 2020 be-
schlossen, die ITZ auch für Organisationen ohne offiziellen Gemeinnützigkeitsstatus 
zu öffnen. Damit steht die Initiative auch Selbsthilfegruppen offen. Für die Teilnahme 
wurden Kriterien festgelegt, die zu erfüllen sind. Organisationen müssen mit einem
Fragebogen Auskunft geben.
Mit der Initiative Transparente Zivilgesellschaft veröffentlichen zivilgesellschaftliche Or-
ganisationen freiwillig Informationen beispielsweise über ihre Mittelherkunft und Mittel-
verwendung. Die ITZ wurde ins Leben gerufen von Transparency International Deutsch-
land. Mehr als 1.300 Organisationen haben sich der Initiative bereits angeschlossen. |
Weitere Informationen: www.transparency.de/mitmachen/initiative-transparente-zivilgesellschaft/

Digitalisierung in der gesundheitlichen Selbsthilfe – 
Ergebnisse einer Online-Umfrage bei Einrichtungen der Selbsthilfeunterstützung
Mit Förderung des Bundesgesundheitsministeriums wurde im Januar 2020 eine bundes-
weite Online-Umfrage zur Digitalisierung in der professionellen Selbsthilfeunterstützung 
bei 294 Selbsthilfekontaktstellen durchgeführt. Nahezu alle der befragten Selbsthilfe
kontaktstellen betreiben eine Homepage (97 %). Die Mehrheit der Befragten nutzt be-
reits Tools zur Terminkoordination (77 %), Intranet-Anwendungen (62 %), Facebook
(52 %) und Online-Newsletter (51 %). Weitere digitale Medien und Tools (wie z.B. On-
line-Chat, Web-Fortbildungen, Kunden- und Projektmanagementsysteme, eigene Apps)
sind aktuell weniger oder eher vereinzelt im Einsatz. Grundsätzlich werden die Poten-
ziale der Digitalisierung positiv bewertet, gleichzeitig sehen die Befragten die Heraus-
forderungen und Grenzen in der Anwendung, und auch die erforderlichen personellen, 
zeitlichen und finanziellen Ressourcen. Um die Digitalisierungsprozesse der Einrich-
tungen zur Selbsthilfeunterstützung weiterzuentwickeln, sind umfangreiche Unterstüt-
zungs-und Weiterbildungsangebote erforderlich. Bei Berücksichtigung der aufgezeigten
Unterstützungsaspekte können digitale Medien und Tools die Arbeit der Selbsthilfe
kontaktstellen sinnvoll ergänzen. |

Quelle: www.uke.de/extern/dish/ergebnisse.html

eine gleichberechtigte Förderung 
von analogen und digitalen Ange-
boten/Anwendungen. 

2. Entsprechend wurden die förderfä-
higen Ausgaben konkretisiert: re-
gelmäßige Ausgaben für digitale
Angebote und Anwendungen sind
förderfähig.

3. Die Förderung erfolgt generell als
Ebenenförderung und unter Wah-
rung aller bisherigen Fördervoraus-
setzungen. Unter anderem müssen
alle Selbsthilfeorganisationen Un-
tergliederungen nachweisen und
einmal jährlich ein Präsenztreffen
anbieten. Die Ausnahmeregelung
entfällt, dass Selbsthilfeorganisa-
tionen, die sich überwiegend über
das Internet austauschen, keine
Untergliederungen aufweisen müs-
sen. Die Antragstellung ausschließ-
lich auf Bundesebene für Selbst-
hilfeorganisationen, deren Mitglie-
der sich überwiegend im Internet
austauschen, entfällt.

4. Selbsthilfegruppen müssen alle
Fördervoraussetzungen erfüllen,
egal wie sie den Austausch orga-
nisieren. Sofern das Gründungs-
treffen unter Nutzung digitaler An-
wendungen durchgeführt wurde, ist
nachzuweisen, dass die geltenden

Anforderungen an Datenschutz und 
Datensicherheit gewährleistet sind 
und die dafür notwendigen rechtli-
chen Voraussetzungen eingehalten 
wurden.

5. Eine zentrale Anforderung des DVG
ist, dass bei digitalen Anwendun-
gen die geltenden Anforderungen
an Datenschutz und Datensicher-
heit gewährleistet sein müssen. Die
Einhaltung der Anforderungen soll
von den Antragstellern bereits bei
der Antragstellung für die geförder-
ten digitalen Angebote und Anwen-
dungen nachgewiesen werden.

6. Im Internet agierende Initiati-
ven sind von der Förderung aus-
geschlossen, es sei denn es han-
delt sich um gesundheitsbezogene
Selbsthilfegruppen oder -organisa-
tionen im Sinne des Leitfadens.

7. Die Vielfältigkeit der Zugangswe-
ge zu den Angeboten der Selbst-
hilfe (z.B. über persönliche Grup-
pentreffen, telefonische Beratung
oder auch digitale Angebote) wird
bei der Bemessung der Förderhö-
he berücksichtigt. |

Jutta Hundertmark-Mayser, NAKOS

jutta.hundertmark@nakos.de

Quellen:
Leitfaden zur Selbsthilfeförderung i.d.Fassung vom 27.8.2020 (gültig ab 1.1.2021):  
https://gkv-spitzenverband.de/krankenversicherung/praevention_selbsthilfe_beratung/
selbsthilfe/selbsthilfe.jsp

§ 20h SGB V (in der ab 1.1.2020 geltenden Fassung): www.juris.de

Digitales Versorgungsgesetz: Deutscher Bundestag, Drucksache 19/1486

https://gkv-spitzenverband.de/krankenversicherung/praevention_selbsthilfe_beratung/selbsthilfe/selbsthilfe.jsp
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